
MARBURG-BIEDENKOPF. Der
Tagesordnungspunkt 22 der
Kreistagssitzung am Freitag,
19. Juni, istderersteAntragder
Fraktion Bündnis 90 / Die Grü-
nen und Klimaliste in der neu-
en Legislaturperiode. Dieser
wurde im Haupt- und Finanz-
ausschuss, dem einzigen be-
reits arbeitsfähigen Ausschuss
zum Kreistag, vorbesprochen.
Das Ergebnis schockt die An-
tragsteller.

CDU und SPD haben offen-
sichtlich vor, denAntrag in den
dafür zuständigen Ausschuss
zu verschieben. Doch dieser
wird erst am 17. August, also
nach den Ferien, konstituiert.
Arbeitsfähig wäre er dann im
September. „Die Groko will of-
fenbar nicht den Kreistag ent-
scheiden lassen, sondern den
Kalender“, stellt Fraktionsche-
fin Stephanie Theiss fest. Wie
kommt sie zu dieser Aussage?

Esgeht umeinenAntrag zur
Sicherung der Schulsozial-
arbeit durch freie Träger an
denSchulenimLandkreisMar-
burg-Biedenkopf.Undder soll-
te ihrer Meinung nach unbe-
dingt vor dem neuen Schuljahr
beschlossen sein. Die Grünen
und Klimaliste führen aus: Ab
Sommer, also für das neue
Schuljahr, stehenzwardieglei-
chenGelderzurVerfügungwie
bisher. Aufgrund von Tarifstei-
gerungen bei den freien Trä-
gern steigen allerdings die
Kosten pro Stunde.

SPD: Grüne und Klimaliste
verkennen die Realität

„WeildieHaushaltsmittelnicht
entsprechend angepasst wer-
den, können für denselben Be-
trag künftig alsoweniger Stun-
den eingekauft werden“, er-
läutert Sabine Matzen, Schul-
expertin der Fraktion. Die Fol-
gesei,dass rund20Prozentwe-
niger Schulsozialarbeit an den
betroffenen Schulen des Land-
kreises angeboten werden
könne.

Für die Grünen und Klima-
liste heißt das: Die Groko hätte
faktisch eine Kürzung dieser
wichtigen Aufgabe beschlos-
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Kreistag in den Geschäftsgang
kommen.

Der Landkreis zieht sich aus
derVerantwortungundschiebt
dieVerzögerungeinerFehlein-
schätzung des zuständigen
Planungsbüroszu.AufAnfrage
der OP heißt es aus dem Kreis-
haus: „Aufgrund der zügig
durchgeführtenLiegenschafts-
begehungen ging man von-
seiten des Planungsbüros da-
von aus, die Ergebnisse der
Schul- und Immobilienstudie
im Frühjahr 2026 vorlegen zu
können.“

Doch sei dies wohl zu opti-
mistisch gewesen. Jetzt heißt
es: „Aufgrund von umfassen-
den weiteren Datenerhebun-
gen, unter anderemwegen der
wesentlichen Planungen der
Raumprogramme, verzögert
sich jedoch die Fertigstellung
der Studie.“

Vor der Sommerpause wird
sie also politischnichtmehr an-
gefasst. Aber auch nach der
Sommerpause könnte es direkt
in den Herbst gehen, ehe sich

MARBURG-BIEDENKOPF. Neu-
bauGrundschule Bürgeln-Bet-
ziesdorf, Neubau Grundschule
Sterzhausen: Wann auch im-
mer es in den vergangenen
Monaten um die Entwicklung
einzelner Schulstandorte ging,
verwies der Landkreis auf eine
in Auftrag gegebene Schul-
und Immobilienstudie, die erst
abzuwarten sei, eheman seriös
über einzelne Handlungs-
schritte entscheiden könne.

Die mit großem Aufwand
betriebene Studie sollte alles
offenlegen, und einen Ist-Zu-
stand der Gebäude inklusive
Ausstattung liefern.

Die Studie wurde dabei
nicht „vielleicht“ für das Früh-
jahr 2026 in Aussicht gestellt,
ihre Ergebnisse wurden für
diesen Zeitkorridor angekün-
digt. Jetzt ist Mitte Juni, der
Sommer steht vor der Tür, die
Studie liegt aber gar nicht vor.
Und so kann sie auch gar nicht
vorderSommerpauseüberden
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was tut, denn der Kreis teilt auf
Nachfrage mit, dass das Pla-
nungsbüro„nunmehreineFer-
tigstellung im Laufe des Mo-
nats September zugesichert“
habe.Wieersteundsicherauch
nötigeSchrittevorbereitetwer-
den sollen, die in den Haushalt

2027 hineinspielen, bleibt ab-
zuwarten. Der Erste Kreisbei-
geordnete Peter Neidel geht
derzeit davon aus, dass die Er-
gebnisse der Studie natürlich
in den öffentlichen Ausschuss-
und Kreistagssitzungen be-
handelt werden. Da die Aus-

DieWichtelhäuser Schule in Sterzhausen hat eigentlich ihre Zeit er-
reicht. Von einemNeubau ist aber derzeit immer nur die Rede, kon-
krete Pläne dazu sind öffentlich jedenfalls nicht bekannt. FOTO: SCHAUB
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sen.„Das ist fachlich falschund
sozialpolitisch unverantwort-
lich“, betont Matzen. Der Vor-
wurf der Grünen und Klimalis-
te: CDU und SPD beabsichtig-
ten, die „Sicherung der Schul-
sozialarbeitnichtdurcheineof-
fene Debatte, sondern durch
Zeitablauf zu erledigen“.

Werner Hesse, Fraktions-
vorsitzender der SPD, vertei-
digt die Entscheidung und hält
denGrünen und der Klimaliste
vor, die Realität zu verkennen
oder zu ignorieren. Die Finan-
zierung der Schulsozialarbeit
sei gerade der SPD immer
wichtig gewesen, sie habe die-
se auch kontinuierlich ausge-
baut. Aber es dürfe nicht ver-
gessen werden, dass sie eine
vollständig freiwilligeLeistung
des Landkreises sei.

Und die jetzige finanzielle
Situation lasse es nicht zu, das
Geld noch einmal aufzusto-
cken, um die Tariferhöhungen

auszugleichen. „Wir haben
durch den Doppelhaushalt für
die Jahre 2025 und 2026 dafür
gesorgt, diese freiwillige Leis-
tung für diese Zeit aufrechtzu-
erhalten. Allerdings haben wir
keinen Einfluss auf zwischen-
zeitliche Tariferhöhungen, die
für uns die Stunden teurer ma-
chen. Wir haben eine Summe,
diewirkompletteinsetzen,und
mehr geht nunmal nicht.“

Schulen sind bereits
schriftlich informiert worden

Auch wenn man einen Nach-
tragshaushaltbemühte,müsste
auch dieser erst wieder geneh-
migtwerden.UnddasiehtHes-
se keine Chance für den Kreis,
denn er könne das notwendige
Geld nicht einfach selbst zur
Verfügung stellen. Das erwar-
teteDefizit fürdasersteQuartal
2026 sei zudem größer ausge-
fallen als erwartet, merkt er an.

Der SPD und auch der CDU
hier vorwerfen zu wollen,
„einen politisch unbequemen
Antrag“ nicht durch eine offe-
ne Debatte, sondern durch
Zeitablauf erledigenzuwollen,
findet Hesse unerhört und fak-
tenverkennend.

Die Tatsache, dass keine Er-
höhungderGeldermöglichsei,
wurde den betreffenden Schu-
len bereits schriftlich mitge-
teilt.

Darin heißt es unter ande-
rem: „Der tatsächliche Anteil
der Stundenressourcen kann
durch eine Beteiligung an den
Kosten durch Schulen, Kom-
munen,Elternusw.erhöhtwer-
den.“ Für die Grünen und Kli-
malisteeinpolitischerSkandal.

„Dass eine öffentliche Auf-
gabe der Kinder- und Jugend-
hilfe plötzlich von der Zah-
lungsfähigkeit der ohnehin
schon klammen Kommunen
oder gar Eltern abhängig ge-

Zoff um Kürzungen
bei der Schulsozialarbeit

Vor dem Kreistag: Grüne wollen Ist-Stunden erhalten / SPD und CDU sehen dafür keinen finanziellen Spielraum

macht werden soll, ist ein be-
merkenswertes Verständnis
vonBildungsgerechtigkeit die-
serKoalition“, findetStephanie
Theiss.

Hesse fehlt für diese Sicht-
weise jegliches Verständnis.
Man könne sich nicht einfach
ein Thema aus dem Haushalt
herausgreifen, ohne die Ge-
samtsituationzubetrachten.So
erzeuge man nur Stimmung,
ohne Verantwortung zu über-
nehmen.

Hesse:„Umesklarzusagen,
die Schulsozialarbeit ist immer
ein SPD-Thema gewesen. Ich
würde liebend gerne 50 Pro-
zentmehrdafürausgeben,weil
wir sie für wichtig halten. Aber
wennderHaushalt defizitär ist,
sindwir gesetzlichverpflichtet,
erst unsere Pflichtaufgaben zu
finanzieren.“ Zum jetzigen
Zeitpunkt habe man selbst da-
für nicht mehr ausreichend
Geld, so Hesse.

Schulfragen bleiben im Wartestand
Landkreis korrigiert Zeitplan zur Immobilienstudie: Fertigstellung wird für September erwartet

schüssenachmittags tagenund
der Kreistag jeweils ab 9 Uhr,
wird es außerhalb derGremien
wohl nur wenige Menschen
geben, die sich direkt in diesen
Sitzungen informieren kön-
nen. Deshalb merkt Landrat
Jens Womelsdorf an, dass
„weitere Informations- undBe-
teiligungsangebote noch ab-
gestimmt“ würden.

Mit Schnellschüssen oder
schnellen Entscheidungen ist
auch nicht zu rechnen. Denn
nach der Vorstellung müssen
auch Bewertungen vorgenom-
men werden, die schließlich
Basis einer politischenWillens-
bildung sein sollen.

Die politische Willensbil-
dung kann dann auch nicht
zwischen Tür und Angel statt-
finden, es müssen Prioritäten
herausgearbeitetundderdafür
notwendige Finanzierungs-
plan dargestellt werden. Wie
viel Zeit dies nach Bekannt-
werdenderStudie imLaufedes
Septembers in Anspruch neh-
menwird, wird sich zeigen.

ES STAND
IN DER OP

Vor 10 Jahren
London: Tödlicher Angriff
auf Labour-Politikerin

Großbritannien steht unter
Schock: EineWoche vor dem
Referendum über den Austritt
des Vereinigten Königreichs aus
der Europäischen Union ist eine
Labour-Parlamentarierin auf of-
fener Straße von einemMann
angeschossen und dannmit
einemMesser erstochenwor-
den. Die 41-jährige Jo Cox hatte
sich unter anderem gegen den
Brexit und für eine liberale
Flüchtlingspolitik eingesetzt.
2Der Täter wurde zu lebens-
langer Haft ohneMöglichkeit
auf vorzeitige Entlassung ver-
urteilt. Das Gericht befand, er
habe unter anderem aus rassis-
tischenMotiven gehandelt.

Gladenbach: Ärger kurz
vor demKirschenmarkt

Aufgrund der Absage einer
Band und der Buchung einer Er-
satz-Kapelle muss die Stadt
Gladenbach die Plakate für den
Kirschenmarkt neu drucken. Für
Druck sorgt auch ein Gerichts-
urteil: Ein Schausteller hatte
gegen die Nichtberücksichti-
gung seines Fahrgeschäfts ge-
klagt. Nunmuss die Stadt den
Fall neu bewerten.

Vor 20 Jahren
Berlin: Kanzlerinwill
Ehegattensplitting erhalten

Im Streit über das Ehegatten-
splitting hat sich Bundeskanzle-
rin AngelaMerkel (CDU) klar für
eine Reform ausgesprochen:
Eheleute, die sich zusätzlich für
Kinder entschieden, sollten
steuerlich gefördert werden. Es
gehe aber nicht um die Ab-
schaffung dieser steuerlichen
Vergünstigung für Ehepaare.
Die Ehewerde auchweiterhin
unter besonderemSchutz ste-
hen, sagte die Kanzlerin.

Marburg: Personalrat klagt
gegenAuswahlverfahren

Der Landrat hat die Verbands-
versammlung beim Kreisfeuer-
wehrtag genutzt, um den neuen
Kreisbrandinspektor vorzustel-
len. Dabei erklärte der Landrat
auch das Auswahlverfahren.
Dagegenwill der Personalrat
nun klagen. Denn in der Aus-
wahlkommission hätten vier
Personen gesessen, die nicht
zur Kreisverwaltung gehören
und damit nicht hätten in die
Entscheidung eingebunden
werden dürfen, lautet die Kritik.

Vor 50 Jahren
Soweto: Schülerunruhen
fordern sechs Todesopfer

Mindestens fünf Jugendliche
sind bei Studenten- und Schü-
lerunruhen in der schwarzen
Arbeitervorstadt Soweto bei
Johannesburg von der Polizei
erschossenworden. Bei der
gegen die Regierung gerichte-
ten Demonstration, an der
schätzungsweise 10.000Men-
schen teilnahmen, wurde auch
ein weißer Polizist getötet.
2Dieswar der Auftakt eines
landesweiten Aufstands gegen
die Apartheidspolitik in Südafri-
ka, der mehrereMonate lang
andauerte und hunderte To-
desopfer forderte.

Marburg: Landwill Betten in
Krankenhäusern abbauen

Der Krankenhausbetten-Be-
darfsplan der Landesregierung
kommt zu demSchluß, daß im
Landkreis 129 der 1.509 Betten
abgebaut werden können. Die
Kreisverwaltungwehrt sich.

Kinder betreten ihre Schule. Manche Schülerinnen und Schüler benötigen die Unterstützung von Schulsozialarbeiterinnen und -arbeitern, um
ihren Schulalltag bewältigen zu können. FOTO: MAJA HITIJ


